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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über den Finanzausgleich unter den Ländern in den Rechnungsjahren 

1953 und 1954 

- Nr. 4094 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 

S 7 

Länderanteile an den Kriegsfolgelasten 

Als Redinungsanteil eines Landes an den 
Kriegsfolgelasten (§ 6 Nr. 1) gelten 

1. der von ihm nach § 1 des Ersten Gesetzes 
zur Überleitung von Lasten und Dek- 
kungsmitteln auf den Bund (Erstes Über- 
leitungsgesetz) in der Fassung vom 21. Au- 
gust 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 779) ge- 
tragene Anteil an den dort bezeichneten 
Gesamtaufwendungen im Ausgleichsjahr, 

2. die von ihm im Ausgleichsjahr aus Lan- 
desmitteln geleisteten Ausgaben zur Er- 
füllung von Verpflichtungen, die nach § 18 
Abs. 6 Nr. 2 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes dem Land zur Last fallen. 


§ 15 

Einwohnerzahl 

Zur Errechnung der Ausgleichsmeßzahl 
wird von den Einwohnerzahlen (Wohnbe- 
völkerung) ausgegangen, die das Statistische 
Bundesamt am 31. Dezember des Aus- 
gleichsjahres festgestellt hat. Die Einwohner- 
zahlen der Gemeinden eines Landes werden 
mit den folgenden Ansätzen je Einwohner 
gewertet: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 7 

Länderanteile an den Kriegsfolgelasten 

Als Rechnungsanteil eines Landes an den 
Kriegsfolgelasten (§ 6 Nr. 1) gelten 

1. der von ihm nach § 1 des Ersten Gesetzes 
zur Überleitung von Lasten und Dek- 
kungsmitteln auf den Bund (Erstes Über- 
leitungsgesetz) in der Fassung vom 21. Au- 
gust 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 779) ge- 
tragene Anteil an den dort bezeichneten 
Gesamtaufwendungen im Ausgleichsjahr, 

2. die von ihm im Ausgleichsjahr aus Landes- 
mitteln geleisteten Ausgaben zur Erfüllung 
von Verpfliditungen, die nach § 18 Abs. 6 
Nr. 2 des Ersten Überleitungsgesetzes dem 
Land zur Last fallen, soweit die Ausgaben 
15 vom Hundert des Betrages nicht über- 
steigen, den das Land am 1. April 1953 
schuldet. 

§ 15 

Einwohnerzahl 

Zur Errechnung der Ausgleichsmeßzahl 
wird von den Einwohnerzahlen (Wohnbe- 
völkerung) ausgegangen, die das Statistische 
Bundesamt am 30. Juni des Ausgleichsjahres 
festgestellt hat. Die Einwohnerzahlen der 
Gemeinden eines Landes werden mit den 
folgenden Ansätzen je Einwohner gewertet; 
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Entwurf 

die ersten 5 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 100 vom Hundert, 
die weiteren 15 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 115 vom Hundert, 
die weiteren 80 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 125 vom Hundert, 
die weiteren 400 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 135 vom Hundert, 
die weiteren 500 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 150 vom Hundert, 
die weiteren Einwohner 

einer Gemeinde mit 160 vom Hundert. 

Die hiernach errechneten überhöhten Ein- 
wohnerzahlen werden nach einem für alle 
Länder einheitlichen Vomhundertsatz soweit 
ermäßigt, daß sich die Summe der wirk- 
lichen Einwohnerzahlen des Bundesgebietes 
ergibt (veredelte Einwohnerzahlen). 

§ 16 

Aufbringungsantelle 

Die Aufbringungsanteile der ausgleichs- 
pflichtigen Länder werden auf Grund des 
Betrages errechnet, um den die Finanzkraft- 
meßzahl (§ 3) 105 vom Hundert ihrer Aus- 
gleichsmeßzahl (§ 14) übersteigt; sie betra- 
gen 3 5 vom Hundert dieses Unterschiedes. 

^ 18 

Sonderzuweisungsanteil des Landes 
Schleswig-Holstein 

Das Land Schleswig-Holstein erhalt für die 
Rechnungsjahre 1953 und 1954 zum Aus- 
gleich seiner besonders geringen Steuer- 
kraft einen Sonderzuweisungsanteil von je 
10 000 000 DM. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

die ersten 5 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 100 vom Hundert, 
die weiteren 15 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 115 vom Hundert, 
die weiteren 80 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 125 vom Hundert, 
die weiteren 400 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 135 vom Hundert, 
die weiteren 500 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 130 vom Hundert, 
die weiteren Einwohner 

einer Gemeinde mit 160 vom Hundert. 

Die hiernach errechneten überhöhten Ein- 
wohnerzahlen werden nach einem für alle 
Länder einheitlichen Vomhundertsatz soweit 
ermäßigt, daß sich die Summe der wirk- 
lichen Einwohnerzahlen des Bundesgebietes 
ergibt (veredelte Einwohnerzahlen). 

§ 16 

Aufbringungsanteile 

Die Aufbringungsanteile der ausgleichs- 
pflichtigen Länder werden auf Grund des 
Betrages errechnet, um den die Finanzkraft- 
meßzahl (§ 3) 105 vom Hundert ihrer Aus- 
gleichsmeßzahl (§ 14) übersteigt; sie betra- 
gen 39 vom Hundert dieses Unterschiedes. 

§ 18 

Sonderzuweisungsanteil des Landes 
Schleswig-Holstein 

Das Land Schleswig-Holstein erhält für die 
Rechnungsjahre 1953 und 1954 zum Aus- 
gleich seiner besonders geringen Steuer- 
kraft einen Sonderzuweisungsanteil von je 
30 000 000 DM. 


§ 21 

Vorauszahlungen 

(1) Die ausgleichspflichtigen Länder sind 
verpflichtet, Vorauszahlungen zu leisten. Die 
Vorauszahlungen betragen; 

Baden-Württemberg 58 300 000 DM 
Hessen 3 700 000 DM 

Nordrhein-Westfalen 108 300 000 DM 

Sie sind in Höhe eines Zwölftels jeweils am 
15. eines Monats zu entrichten. 


§ 21 

V orauszahlungen 

(1) Die ausgleichspflichtigen Länder sind 
verpflichtet, Vorauszahlungen zu leisten. Die 
Vorauszahlungen betragen; 

Baden-Württemberg 64 020 000 DM 

Hessen 9 744 000 DM 

Lindau 456 000 DM 

Nordrhein- Westfalen 130 380 000 DM 


Sie sind in Höhe eines Zwölftels jeweils am 
15. eines Monats zu entrichten. 
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Entwurf 

(2) Die Vorauszahlungen an die ausglelchs- 
bereditigten Länder betragen: 

Bayern 2 800 000 DM 

Lindau 200 000 DM 

Niedersachsen 53 900 000 DM 

Rheinland-Pfalz 16 200 000 DM 

Schleswig-Holstein 97 200 000 DM 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermäditigt, die Vorauszahlungen (Absätze 1 
und 2) durch eine mit Zustimmung des Bun- 
desrates zu erlassende Rechtsverordnung den 
Steuereinnahmen der Länder (§ 4), den Real- 
steuereinnahmen (§ 5) und den Ausgleichs- 
lasten (§ 6) anzupassen, die für das Aus- 
gleichsjahr voraussichtlich maßgebend sein 
werden. 


Beschlüsse des 11, Ausschusses 

(2) Die Vorauszahlungen an die ausgleichs- 
berechtigten Länder betragen: 

Bayern 6 547 200 DM 

Niedersachsen 49 104 000 DM 

Rheinland-Pfalz 27 416 400 DM 

Schleswig-Holstein 121 532 400 DM 

(3) unverändert. 
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